
 

  

Ansprache der Frauenbeauftragten Carmen von Fischke 

zum Jahrestag 100 Jahre konstituierende Sitzung der 

Limburger Stadtverordnetenversammlung  

  
Sie waren mutig die Frauen, vor hundert Jahren, als sie gekämpft haben für etwas, 

was heute für uns Frauen selbstverständlich ist, nämlich das Frauenwahlrecht.  

Aber wie begann alles?  

Im 19. Jahrhundert hatten Frauen eine Rolle immer im Schatten ihrer Männer. Sie 

waren Gattin und Mutter und hatten sich um die Haushalts- und repräsentative 

Pflichten als Ehefrau und Mutter zu kümmern.  

Nur in den niederen Schichten arbeiteten Frauen mit, z.B. bei Bauern, Tagelöhnern 

oder Fabrikarbeitern, wo es notwendig war, dass alle mit anpackten um das 

Überleben der Familie zu sichern.  

Der Mann war jedoch das klassische Familienoberhaupt.  

Eine verheiratete Frau durfte ohne offizielle Zustimmung ihres Mannes weder 

arbeiten noch über Geld verfügen, auch wenn sie es selbst erarbeitet hatte.  

Wichtig in dieser Gesellschaft war lediglich, dass die Frau ihrem Mann Kinder 

schenkte, den Haushalt führte und ansonsten unsichtbar war.  

Sie hatte weder das Wahlrecht noch ein Recht auf höhere Bildung. Der Bildungsweg 

für Mädchen war kurz und endete mit 15 oder 16 Jahren mit der sogenannten 

höheren Töchterschule wo sie alles für den Haushalt und die Ehe lernen mussten.  

Erst 1904 gab es in Deutschland die Erlaubnis das Frauen und Mädchen das Abitur 

ablegen konnten.  

1908 wurde die erste Hochschule eröffnet, die es Frauen und Mädchen ermöglichte, 

für das Lehramt oder Medizin zu studieren. Diese Frauen mussten sich dann aber 

entweder für ihre Karriere oder die Ehe entscheiden, weil beides in dieser Zeit 

schlicht undenkbar war.  

Um 1860 bildeten sich drei größere Bündnisse, die alle für Frauenrechte eintraten.  

1. Die bürgerlich gemäßigte Frauenbewegung  

2. Die bürgerlich radikale Frauenbewegung  

3. Die sozialistische Frauenbewegung  

Die bürgerlich gemäßigte Frauenbewegung forderte ein kommunales Wahlrecht, 

sowie bessere Bildungsmöglichkeiten und entsprechende Aufstiegschancen für 

Frauen.  

  



 

  

1911 fand gleichzeitig in Deutschland, Dänemark, Österreich, der Schweiz, Bulgarien 

und in den USA zum ersten Mal der internationale Frauentag statt, auf dem explizit 

und lautstark das Frauenwahlrecht gefordert wurde.  

Der Kriegsausbruch 1914 zerbombte schnell und fast vollständig die internationalen 

Beziehungen der deutschen Frauenbewegung. Erst nach dem 2. Kriegsjahr fanden 

die Frauenstimmrechtsvereine wieder zusammen. Drei Wegbereiterinnen der 

deutschen Frauenbewegung: Minna Cauer, Marie Stritt und Marie Juchacz 

unterzeichneten 1917 eine gemeinsame Erklärung zur   

„Wahlrechtsfrage für Frauen“ und reichten sie beim Reichsparlament ein.  

Ein halbes Jahr später war der 1. Weltkrieg zu Ende.  

Der Rat der Volksbeauftragten mit   

Friedrich Ebert an ihrer Spitze wandte sich an das deutsche Volk und versprach 

baldige Wahlen um Deutschland eine demokratisch legitimierte Regierung zu geben.  

Dieser Rat beschloss, Frauen das aktive und passive Wahlrecht zu geben. 

Wahlberechtigt waren alle deutschen Frauen ab 21 Jahren.  

Am 19. Januar 1919 war es dann soweit. Die Wahlen fanden statt.  

82 Prozent der wahlberechtigten Frauen gaben ihre Stimme ab und 37 weibliche 

Abgeordnete zogen ins Parlament ein. Diese Frauenquote von knapp 9 Prozent 

wurde erst wieder im Deutschen Bundestag 1983 erreicht.  

Zurzeit liegt der Frauenanteil in der Stadtverordnetenversammlung bei 22,2 %.  

Das ist 2,2% mehr als im Jahr 2015. Im Jahr 2012 lag der Frauenanteil jedoch bei 

26,6%.  

Nach dem 2. Weltkrieg ist es insbesondere der Hessin Elisabeth Selbert, die als eine 

von 4 Frauen in den parlamentarischen Rat gewählt wurde, zu verdanken, dass Art. 

3 in das Grundgesetz aufgenommen wurde.  

„Männer und Frauen sind gleichberechtigt“. Dies war somit ein Auftrag für den 

Gesetzgeber die Gleichstellung von Mann und Frau voranzutreiben.  

1994 beschließt der Bundestag die Neufassung im Grundgesetzt Art. 3 mit der 

Ergänzung   

„Der Staat fördert die tatsächliche Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen 

und Männern und wirkt auf die Beseitigung bestehender Nachteile hin.“  

Wir Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte sehen unsere Aufgabe u.a. darin,  

Frauen zu motivieren, sich mehr in der Politik zu engagieren und sich einzumischen.  

Es wäre gut, wenn Frauen hierbei auch von den Männern unterstützt werden.  

• Noch immer schultern Frauen den größten Anteil an unbezahlten Care 

Arbeiten  



 

  

• Noch immer verrichten sie neben ihrem Beruf den Großteil der Hausarbeit, der 

Erziehungsarbeit und der Pflegearbeit.   

• Noch immer fehlt eine gleiche und faire Bezahlung – Gleicher Lohn für gleiche 

Arbeit-  

• Noch immer ist Altersarmut weiblich  

Politisches Engagement ist in der Regel ein Ehrenamt, das in der Freizeit, oft auch 

am Abend stattfindet.  

Wer aber Kinder betreut, Care Arbeit leistet und sich zusätzlich im Job beweisen 

muss, dem fällt es entsprechend schwer, sich auch im politischen Amt verlässlich zu 

engagieren.  

Hier muss ein Umdenken in Politik und Gesellschaft stattfinden, damit Frauen, die 

sich gerne politisch engagieren wollen, auch die Möglichkeiten gegeben werden, sich 

einzubringen  

• mit ihren Sichtweisen   

• ihren Problemlösungsstrategien  

• ihrem Werteverständnis  

100 Jahre Frauenwahlrecht, ein Grund zu feiern.  

Es ist jedoch noch längst nicht alles erreicht.  

Unsere Vorfahrinnen haben für das Frauenwahlrecht hart gekämpft.  

Danken wir es Ihnen, indem wir konsequent von unserem Wahlrecht Gebrauch 

machen.  

Aber auch indem in Zukunft Frauen für politische Ämter kandidieren, damit 

Demokratieprozesse im Sinne der Frauenbewegung und Gleichstellung weiter 

vorangetrieben werden.  

  

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!  

  

Carmen von Fischke, Frauenbeauftragte der Stadt Limburg  

  

  

  

  

  

  


